
 

Beschlussauszug 
 

Sitzung des Gemeinderates/Stiftungsrates vom 24.07.2025 
 
 
 
19 Novellierung Baumschutzsatzung 

 
2025-0618 

 geändert beschlossen  
 
 
 
 
Beschluss: 
Es wird festgestellt, dass kein Mitglied des Gremiums an der Beratung und Beschlussfassung teilnimmt, das im Sinne 
des § 18 Gemeindeordnung Baden-Württemberg befangen ist. 
 
Antrag von Frau StR’in Feist (CDU) aus dem TUA:  
 
Im § 8 Absatz 5 soll die Anpassung des Betrages entsprechend dem Preisindex in der 
2. Änderung der Baumschutzsatzung gestrichen werden. 
 
Abstimmungsergebnis: 

Ja-Stimmen Nein-Stimmen Enthaltungen Stimmberechtigte 

16 18 1 35 

Antrag abgelehnt 
 
Aufgrund des Antrags von Herrn StR Koßmehl (FW) wird über den Antrag von Frau 
StR’in Kusche (FGL & GRÜNE) aus dem TUA abgestimmt: 
 
Bei Grundstücken unter 350m² soll eine erleichterte Fällung gelten, jedoch soll hier 
auch die Nachpflanzpflicht (bzw. Ausgleichszahlung bei keiner Pflanzmöglichkeit oder 
Pflanzung auf alternativem Grundstück im Eigentum des Antragstellers in Konstanz) 
gelten. 
 
Abstimmungsergebnis: 

Ja-Stimmen Nein-Stimmen Enthaltungen Stimmberechtigte 

18 17 0 35 

Antrag angenommen 
 
Antrag von Herrn StR Schächtle (FDP) 
 
Bei Baumsorten Birke, Pappel und Weide, Neophyten und Koniferen soll die 
Erleichterung für Fällungen gelten. 
 
Abstimmungsergebnis: 



 

Ja-Stimmen Nein-Stimmen Enthaltungen Stimmberechtigte 

17 18 0 35 

Antrag abgelehnt 
 
Antrag von Frau StR’in Kusche (FGL & GRÜNE) aus dem TUA: 
 
Bei Baumsorten Birke, Pappel und Weide soll die Erleichterung für Fällungen gelten, 
jedoch soll hier auch die Nachpflanzpflicht mit einer anderen Baumart gelten. 
 
Abstimmungsergebnis: 

Ja-Stimmen Nein-Stimmen Enthaltungen Stimmberechtigte 

18 17 0 35 

Antrag angenommen 
 
 
Der Gemeinderat beschließt mit den im TUA beschlossenen Änderungen: 
 

1. den Aufstellungsbeschluss für die 2. Änderung der Baumschutzsatzung zu 
fassen. 
 

2. die Verwaltung zu beauftragen, die Öffentlichkeitsbeteiligung und die 
Beteiligung der Behörden, Träger öffentlicher Belange, deren Aufgabenbereich 
wesentlich berührt sein kann, sowie die Beteiligung der anerkannten 
Naturschutzvereinigungen gemäß § 24 Abs. 10 i.V.m Abs. 1 und 2 NatSchG 
durchzuführen.  
 

 
Abstimmungsergebnis: 
Ja-Stimmen Nein-Stimmen Enthaltungen Stimmberechtigte 

19 16 0 35 

Beschlussantrag angenommen 
 
 


